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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die wiederholten 
Werner Darstellungen des Bundeskanzlers als ,,Super- 

(CDU/CSU) Schmidt“ im „German International“ vom 1 . Januar 

1975 in ihrer Wirkung auf das fremdländische 
Publikum? 

Antwort des Staatssekretärs Bölling 
vom 16. Juli 1975 

Es ist wahrscheinlich, daß der Artikel über den Bundeskanzler Helmut 
Schmidt in Heft 1/75 der Zeitschrift „German International“, insbe- 
sondere die dabei gewählten Zwischenüberschriften, nach Form und 
Inhalt im Ausland negative Reaktionen auslösen kann. Dem Verleger 
und Chefredakteur der Zeitschrift ist auf meine Veranlassung bereits 
kurz nach Erscheinen der Januar-Ausgabe in diesem Sinne eine kritische 
Stellungnahme durch das Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung (BPA) übermittelt worden. 


2. Abgeordneter Gedenkt das Bundespresse- und Informationsamt 

Werner (BPA) in Zukunft derartige Peinlichkeiten zu 

(CDU/CSU) vermeiden? 

Antwort des Staatssekretärs Bölling 
vom 16. Juli 1975 

Das Presse- und Informationsamt kauft einen Teil der Auflage der 
Zeitschrift an und hat nur die Möglichkeit, an die Redaktion Wünsche 
zur inhaltlichen Gestaltung der Zeitschrift heranzutragen. Der Verlag 
hat versichert, daß künftig derartige Artikel vor Erscheinen mit dem 
BPA erörtert werden. 

3. Abgeordneter Liegen den deutschen Nachrichtendiensten Infor- 

Reddemann mationen des britischen Secret Intelligence Service 

(CDU/CSU) vor, denen zufolge die regierungsnahe Illustrierte 

„Stern“ seit längerer Zeit vom sowjetischen KGB 
zum Zweck der Desinformation mißbraucht wird? 


4. Abgeordneter Ist die Behauptung des Nachrichtenmagazins „Der 
Reddemann Spiegel“ korrekt, daß das Kanzleramt „dafür sorgen“ 

(CDU/CSU) will, Nachrichten des britischen Geheimdienstes 

über KGB-Kontakte des „Stern“ an das Blatt weiter- 
zuleiten, „damit die Illustrierte dazu Stellung neh- 
men kann“? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom 11. Juli 1975 

Es ist gewachsene Praxis, daß die Bundesregierung Fragen über die von 
Ihnen angesprochenen Bereiche nicht beantwortet. 


5. Abgeordneter Entspricht es den üblichen Gewohnheiten des Bun- 
Röhner deskanzleramtes, Informationen ausländischer Nach- 

(CDU/CSU) richtendienste an die Betroffenen weiterzuleiten, 

um deren Stellungnahme zu erfahren? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom 11. Juli 1975 

Die Antwort lautet ,,Nein“. 
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6. Abgeordneter 

Ahlers 

(SPD) 


Warum und auf wessen Veranlassung hin hat die 
Bundesregierung dem Vertrauensmännergremium 
des Bundestages — dessen Verschwiegenheit (wie 
sich auch jetzt wieder bestätigt hat) seit langem 
nicht gewährleistet ist — vertrauliches Material eines 
Geheimdienstes einer fremden Macht unterbreitet, 
obwohl in diesem Material Vorwürfe gegen die 
Integrität von Bürgern der Bundesrepublik Deutsch- 
land, in diesem Fall von Mitarbeitern des Stern, 
enthalten sind? 


7. Abgeordneter 

Ahlers 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung das in Frage 6 er- 
wähnte Material vor der Weitergabe an das Ver- 
trauensmännergremium nicht durch ihre eigenen 
Sicherheitsorgane überprüfen lassen — und warum 
ist, falls eine solche Überprüfung stattgefunden 
haben sollte, diese Tatsache und ihr Ergebnis den 
Mitgliedern des Vertrauensmännergremiums vor- 
enthalten worden - um auszuschließen, daß dieser 
angebliche Geheimbericht eines ausländischen Dien- 
stes von politischen und publizistischen Gegnern 
des Stern fabriziert wurde, was möglich erscheint, 
weil — was auch den deutschen Sicherheitsorganen 
nicht unbekannt ist — dessen Inhalt zum Teil 
schon vor längerer Zeit in deutschen Presseorganen 
publiziert wurde? 


8. Abgeordneter 

Ahlers 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung der Redaktion des 
Stern keine Kenntnis von dem Inhalt des angeb- 
lichen Geheimberichts gegeben und den Stern- 
Redakteuren damit die Möglichkeit verweigert, 
die in der deutschen Presse unter Berufung auf die 
Sitzung des Vertrauensmännergremiums wiederge- 
gebenen Vorwürfe zu entkräften, so daß die Redak- 
teure und Mitarbeiter des Stern der Verdächtigung 
ausgesetzt wurden, sie hätten sich vom sowjetischen 
Geheimdienst mißbrauchen lassen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schüler 
vom 15. Juli 1975 

Es ist gewachsene Praxis, daß die Bundesregierung Fragen über die von 
Ihnen angesprochenen Bereiche nicht beantwortet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


9. Abgeordneter 

Dr. Haenschke 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die für die Bergung bzw. 
Unschädlichmachung des Bleitetraäthyls aus dem 
vor Kap Otranto/Italien gesunkenen jugoslawischen 
Frachters ,,Cavtat“ beabsichtigten Maßnahmen 
sowohl ihrem Umfange wie den zeitlichen Vor- 
stellungen nach für ausreichend, um die deutschen 
Adria-Urlauber dieses Sommers vor den Gefahren 
des möglicherweise freiwerdenden Giftkonzentrats 
zu bewahren? 
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Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 16, Juli 1975 

Die Bundesregierung ist wiederholt bei der italienischen Regierung 
wegen der Unschädlichmachung der das Bleitetraäthyl enthaltenden 
Fässer vorstellig geworden. Die Bundesregierung ist über die Botschaft 
der Bundesrepublik Deutschland in Rom seitens des für den Fall zu- 
ständigen italienischen Handelsmarineministeriums dahin gehend infor- 
miert worden, daß die italienische Regierung die sofortige Bergung der 
Bleitetraäthylfässer beschlossen hat. 

Eine jugoslawische Reederfirma ist beauftragt worden, die bcigungs- 
fähigen Fässer mit den Giftstoffen umgehend zu heben bzw. zu be- 
seitigen. Die nicht bergungsfähigen Fässer sollen im Wege einer Ein- 
zementierung unschädlich gemacht werden. 

Eine amtliche Verlautbarung über den Beginn der Bergungsarbeiten 
soll in Kürze veröffentlicht werden. Des weiteren teilte uns die italie- 
nische Seite mit, daß in den von der italienischen Regierung in Auftrag 
gegebenen wissenschaftlichen Gutachten (je ein italienisches, jugo- 
slawisches und englisches Gutachten) die Befürchtung, die gesunkenen 
Bleitetraäthylfässer könnten noch in diesem Jahr durchrosten, als 
völlig unbegründet bezeichnet wird. 

Eigentümer der Fässer ist die englische Firma ,,Ass. Octel Co. Ltd.“ 
in London, die im wesentlichen ein Gemeinschaftsunternehmen von 
BP, Mobil Oil und Shell ist. Die deutsche Tochter von „Octel“, die 
„AK-Chemie GmbH und Co. KG“ in 6081 Biebisheim, bestätigte der 
Bundesregierung auf Anfrage die technischen Daten über die Beschaf- 
fenheit der Fässer, wie sie von der staatlichen italienischen Nachrichten- 
agentur bereits früher bekanntgegeben wurden. Danach bestehen die 
Fässer aus verzinktem und lackiertem Schmiedestahl von 2,8 mm 
Stärke. Sie sind vor Benutzung auf ihre Druckfestigkeit hin geprüft 
worden. Sie entsprechen den Standardnormen der ,, Inter-Govern- 
mental Consultive Organization (IMCO)“ für derartige Behälter. 

Deutsche Experten, die zu dem Problem der Korrosion der Fässer 
gehört wurden, sind übereinstimmend der Auffassung, daß nicht davon 
auszugehen ist, daß die Fässer bereits in diesem Sommer durchrosten 
werden. Allerdings müsse man damit rechnen, daß die Fässer in späteren 
Jahren durch Rost zerstört werden können. 

Unter Berücksichtigung dieser Erkenntnisse dürften die von der italie- 
nischen Regierung beabsichtigten Maßnahmen eine Gefährdung von 
deutschen Urlaubern in diesem Sommer ausschließen lassen, auch wenn 
die o. a. Verlautbarung über den Beginn der Bergungsarbeiten noch 
aussteht. Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Frage 16 des Abgeordneten Schäfer (Appenweier), Seite 7, Bezug 
genommen. 

10. Abgeordneter Welche Gefahren für die Biosphäre gehen von dem 
Dr. Haenschke als Antiklopfmittel gebrauchten Bleitetraäthyl aus? 
(SPD) 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 16. Juli 1975 

Soweit sich diese Frage auf die untergegangenen Fässer bezieht, ist sie 
hypothetisch. Ein sofortiges Durchrosten der Fässer und damit ein 
Freiwerden ihres Inhalts wird von den obengenannten Sachverstän- 
digen verneint. 

Allgemein ist über die Wirkungsweise des Bleitetraäthyl (BTA) folgen- 
des bekannt : 

BTA ist eine äußerst toxische, insbesondere auf das Zentralnerven- 
system wirkende Substanz. Die Möglichkeit einer Vergiftung von 
Mensch und Tier besteht sowohl durch Aufnahme durch die Haut als 
auch durch Einnahme über den Verdauungstrakt. Gefahren für die 
Biosphäre sind, solange die Substanz unzersetzt ist, selbst in sehr 
geringen Konzentrationen gegeben. 
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BTA sinkt auf Grund seines großen spezifischen Gewichtes im Wasser 
zu Boden. Vergiftungsgefahren bestehen hier bei direktem Kontakt 
(z. B. am Meeresboden und in seichten Gewässern) bzw. bei ent- 
sprechender Durchmischung. 

Der Gefährdung des Menschen durch BTA in der Umwelt wirkt die 
Bundesregierung z. B. durch das Benzin-Blei-Gesetz entgegen, das 
eine erhebliche Reduzierung des Gehaltes an BTA in der Luft be- 
wirkt. 

1 1 . Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 

Roser Zeitung vom 25, Juni 1975 zu, Polen habe dem 

(CDU/CSU) Bischof von Essen das Einreisevisum verweigert, 

und wie beurteilt die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls - diese polnische Maßnahme? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 18. Juli 1975 

Die in Ihrer Frage herangezogene Meldung der Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung vom 25. Juni 1975 trifft zu. 

Das Auswärtige Amt bedauert die Ablehnung des Sichtvermerksantrags. 
Die Gründe für diese Entscheidung sind uns nicht bekannt. Wir sind 
auch nicht durch die betroffenen deutschen Stellen mit der Angelegen- 
heit befasst worden. 

12. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 

Hösl Zeitung vom 25. Juni 1975 zu, beim Internationalen 

(CDU/CSU) Filmfestival in Moskau würden die Bundesrepublik 

Deutschland und das Land Berlin getrennt aufge- 
führt, und was hat — bejahendenfalls — die Bundes- 
regierung mit welchem Erfolg dagegen unter- 
nommen? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 18. Juli 1975 

Die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung trifft nur mit Ein- 
schränkungen zu. Die für den Gebrauch des Organisationskomitees 
bestimmten Teilnehmerlisten sind nach Auskunft deutscher Teilnehmer 
alphabetisch gehalten. Nur in einem inoffiziellen Informationsblatt des 
Pressezentrums in Englisch und Französisch wird ,, West-Berlin“ ge- 
trennt aufgeführt. 

Die Botschaft Moskau hat gegen die getrennte Aufführung Berlins 
protestiert und eine Berichtigung verlangt. 

13. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 

Gierenstein Zeitung vom 28. Juni 1975 zu, die Ausreisege- 

(CDU/CSU) nehmigungen für Deutsche aus der Sowjetunion 

seien in diesem Jahr erheblich zurückgegangen, 
und welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung -- bejahendenfalls — daraus für ihre 
Haltung zur Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa und den Wert nicht rechtsver- 
bindlicher Absichtserklärungen seitens der UdSSR? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 16. Juli 1975 

Die Bundesregierung orientiert sich, was die Ausreisezahlen aus der 
Sowjetunion angeht, an der vom DRK geführten Statistik über die im 
Bundesgebiet eingetroffenen Aussiedler. Zwischen ihr und der von der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Moskau erstellten Sicht- 
vermerksstatistik bestehen — zeitlich bedingte — Differenzen, 

Nach den Unterlagen des DRK sind im ersten Halbjahr 1975 2798 Um- 
siedler im Bundesgebiet eingetroffen; dies entspricht einem Monats- 
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durchschnitt von 466. Die Vergleichszahlen für das erste Halbjahr 1974 
lauten 3437 und 573. Daraus ließe sich in der Tat ein Rückgang ab- 
lesen. 

Ich möchte jedoch vor derartigen Vergleichen von Teiljahresergebnissen 
warnen. 

In den vergangenen Jahren waren bei einzelnen Monaten sehr erhebliche 
Schwankungen zu verzeichnen. Um nur einige Beispiele aus dem Jahr 

1974 zu nennen: im April trafen 831 Personen — also weit mehr als 
der von mir vorher genannte Monatsdurchschnitt von 573 — bei uns ein. 
Im August des gleichen Jahres sank die Zahl dagegen auf 396 und im 
November sogar auf 286 ab. Trotzdem brachte das Jahr 1974 — wie 
Sie wissen — die bisher höchste Ausreisezahl von 6541 . 

Für die Bundesregierung sind daher die Jahresergebnisse maßgebend. 

1975 liegen noch fünf bis sechs Monate vor uns, in denen — von dieser 
Erwartung gehen wir aus — ein Ausgleich nach oben erfolgen kann. 

Eine Bewertung der Ergebnisse der noch nicht einmal abgeschlossenen 
KSZE wird erst nach einem längeren Zeitraum möglich sein. 

Die Bundesregierung wird jedoch — wie bisher — die Entwicklung der 
Familienzusammenführung sehr sorgfältig beobachten und es nicht 
versäumen, erforderlichenfalls die Sowjetunion erneut auf die Be- 
deutung, die sie diesem Problem unvermindert beimißt, hinzu weisen. 

14. Abgeordneter Trifft es zu, daß das sowjetische Generalkonsulat in 

Dr. Mertes Berlin (West) aus Anlaß des 30. Jahrestages der 

(Gerolstein) Kapitulation der deutschen Wehrmacht westliche 

(CDU/CSU) Journalisten eingeladen und in einem Konsulatsbus 

zur Besichtigung des sowjetischen Armeemuseums 
in Karlshorst transportiert hat? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 18. JuH 1975 

Nach Informationen des Auswärtigen Amts trifft es zu, daß westliche 
Journalisten auf Einladung des sowjetischen Generalkonsulats in 
Berlin (West) in einem sowjetischen Bus ohne besondere Besuchs- 
erlaubnis und Kontrollen zum sowjetischen Armeemuseum in Karls- 
horst gefahren wurden. 

15. Abgeordneter Hält die Bundesregierung diese Tätigkeit mit dem 

Dr. Mertes Charakter des sowjetischen Generalkonsulats für ver- 

(Gerolstein) einbar, oder ist die Bundesregierung vielmehr der 

(CDU/CSU) Auffassung, daß es dem Generalkonsulat verwehrt 

sein sollte, den Eindruck zu erwecken, als unter- 
stehe es der sowjetischen Botschaft in Ost-Berlin 
oder nehme sogar selbst Funktionen in Ausübung 
vom Viermächterecht wahr? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 18. Juli 1975 

Nach dem vereinbarten Verhandlungprotokoll II zum Viermächte- 
abkommen über Berlin vom 3. September 1971 wird das General- 
konsulat der Sowjetunion ,,bei den entsprechenden Behörden der 
drei Regierungen gemäß den üblichen in diesen Sektoren geltenden 
Verfahren akkreditiert“. Fragen, die den Status und die Tätigkeit des 
sowjetischen Generalkonsulats betreffen, fallen demnach in die Zu- 
ständigkeit der Drei Mächte. Im Hinblick darauf, daß das obengenannte 
Verhandlungsprotokoll II ausdrücklich festhält, daß ,,die Tätigkeiten 
des Generalkonsulats . . . keine politischen Funktionen sowie keine 
mit den Viermächterechten und -Verantwortlichkeiten im Zusammen- 
hang stehende Angelegenheiten umfassen“, haben diese keinen Anlaß 
gesehen, gegen die vom sowjetischen Generalkonsulat veranstaltete 
Informationsreise nach Karlshorst Einspruch zu erheben. 

Die Bundesregierung teilt diesen Standpunkt. 
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16. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung Pressemitteilungen für 
zutreffend, wonach das in Fässern im gesunkenen 
jugoslawischen Frachter ,,Cavtat“ vor Kap Ortranto/ 
Italien in der Adria lagernde Bleitetraäthyl bei seiner 
Freisetzung ausreichte, 60 Millionen Menschen zu 
töten, und hält es die Bundesregierung für erforder- 
lich — nachdem errechnet sein soll, daß einige der 
Bleitetraäthylfässer noch in diesem Sommer durch- 
gerostet sein werden ~ deutsche Adriaurlauber 
angesichts der potentiellen Gefahren dieses Gift- 
konzentrats zu warnen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. Juli 1975 


1. Der Bundesregierung ist bekannt, daß der jugoslawische Frachter 
„Cavtat“ mit einer Ladung des Giftes Bleitetraäthyl vor Kap Otranto/ 
Italien in der Adria gesunken ist. Unmittelbar nach Bekanntwerden 
des Falles hat sie sich über die Deutsche Botschaft in Rom mit den 
zuständigen italienischen Behörden in Verbindung gesetzt. 

Nach Auskunft der italienischen Behörden besteht derzeit keine 
Gefahr eines Austretens der Giftstoffe. Das italienische Handels- 
ministerium hat jetzt auf erneute Anfrage folgendes mitgeteilt: 

a) Die Befürchtung, daß die gesunkenen Bleitetraäthylfässer noch 
in diesem Jahr durchrosten könnten, wird als völlig unbegründet 
bezeichnet. Diese Beurteilung gründet sich auf die von der italie- 
nischen Regierung eingeholten Gutachten. 

b) Ungeachtet dessen hat die italienische Regierung die sofortige 
Bergung beschlossen. Es wird erwartet, daß eine amtliche Ver- 
lautbarung über den Beginn der Bergungsarbeiten in Kürze ver- 
öffentlicht werden kann. 

Ergänzend weist die Bundesregierung darauf hin, daß der Eigen- 
tümer der auf dem Frachter befindlichen Ladung, die Firma 
„Associated Octel Co. Ltd.“ in London, auf Anfrage der italieni- 
schen Agentur enitpress bezüglich der Beschaffenheit der Gift- 
behälter folgende Angaben gemacht hat: 

a) Die Behälter halten dem Wasserdruck in 100 m Tiefe — Position 
der ,,Cavtat“: etwa 90 m Tiefe — stand. 

b) Die Behälter wurden einem Drucktestverfahren von etwa 25 psig 
(1,7 bar) ausgesetzt, ohne dabei Schaden zu leiden. 

c) Die Behälter bestehen aus 2,8 mm dickem Schmiedestahl und 
haben von innen und außen versiegelte Verschlüsse und sind 
verzinkt und lackiert. 

d) Die Behälter entsprechen den Standardnormen ,,Imco“. 

2. Die Bundesregierung kann Pressemitteilungen, wonach das in Fässern 
im gesunkenen jugoslawischen Frachter in der Adria lagernde Blei- 
tetraäthyl bei seiner Freisetzung ausreichte, 60 Millionen Menschen 
zu töten, nicht bestätigen, zumal unbekannt ist, von welchen Gift- 
konzentrationsverhältnissen bei dieser hypothetischen Berechnung 
ausgegangen wurde. 

3. Die Bundesregierung hat sofort nach Bekanntwerden des Falles 
über den deutschen Reisebüroverband die deutschen Reiseveran- 
stalter und Reisebürounternehmer über eine mögliche Gefährdung 
deutscher Touristen unterrichtet. Gleichzeitig wurden die Fremden- 
verkehrszentralen Italiens, Jugoslawiens und Griechenlands einge- 
schaltet. Die Deutsche Botschaft in Rom wurde gebeten, über die 
Entwicklung zu berichten. 
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Im Hinblick auf den jetzigen Stand der Erkenntnisse und nach der 
von der italienischen Regierung beschlossenen Bergung erscheint 
nach Ansicht der Bundesregierung eine über die den Reiseveranstal- 
tern und Reisebürounternehmern zugegangene Unterrichtung hinaus- 
gehende öffentliche amtliche Warnung zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt nicht erforderlich. 


17. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für angemessen, daß 
Dr. Freiherr Spies die vom Auswärtigen Amt jährlich herausgegebenen 
von Büllesheim ,, Liste der diplomatischen Missionen und anderen 

(CDU/CSU) Vertretungen in Bonn‘‘ (97 Seiten, broschürt) und 

die ,, Liste der Vertretungen der Bundesrepublik im 
Ausland“ den Mitgliedern des Deutschen Bundes- 
tages ,,aus Kostengründen“ selbst dann nicht zur 
Verfügung gestellt werden, wenn diese besonders 
darum bitten, und ist die Bundesregierung im 
verneinenden Fall bereit, dies zu ändern? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 15. Juli 1975 

Das Auswärtige Amt stellt dem Deutschen Bundestag von jeder Neu- 
auflage des Verzeichnisses der Vertretungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Ausland 32 Exemplare und von der Liste der diplomatischen 
Missionen und anderen Vertretungen in Bonn 35 Exemplare unaufge- 
fordert zur Verfügung. 

Wenn darüber hinaus jedem Mitglied des Deutschen Bundestages ein 
Exemplar dieser Verzeichnisse auf Anforderung zur Verfügung gestellt 
werden sollte, müßte die Auflage entsprechend erhöht werden. Das 
würde einen jährlichen Mehraufwand von etwa 4500 DM verursachen. 
Da die Haushaltsmittel für Druckschriften sehr knapp bemessen, die 
Preise in letzter Zeit jedoch sehr angestiegen sind, ist eine Auflagen- 
erhöhung ohne eine entsprechende Erhöhung des Haushaltsansatzes 
leider nicht möglich; nach Lage der Dinge kann das Auswärtige Amt 
leider mit einer zusätzlichen Mittelbewilligung durch die parlamen- 
tarischen Gremien nicht rechnen. Das Auswärtige Amt bittet daher 
um Verständnis, daß es keine weiteren Exemplare kostenlos zur Ver- 
fügung stellen kann. Auch die obersten Bundesbehörden erhalten nur 
eine begrenzte Anzahl dieser Verzeichnisse. Alle nachgeordneten 
Bundesbehörden sowie die Länder- und Gemeindebehörden werden 
auf die Möglichkeit des Bezugs dieser Verzeichnisse beim Verlag des 
Bundesanzeigers in Köln oder beim Stollfuß-Verlag in Bonn hinge- 
wiesen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


18. Abgeordneter Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das Bun- 

Dr. Stavenhagen desministerium des Innern nach Sachgegenstand, 

(CDU/CSU) Auftragnehmer und Auftragssumme seit 1971 in 

Auftrag gegeben? 

19. Abgeordneter Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 

Dr. Stavenhagen veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 
(CDU/CSU) und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 

werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


20. Abgeordneter Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das 

Dr. Freiherr Spies Presse- und Informationsamt nach Sachgegenstand, 
von Büllesheim Auftragnehmer und Auftragssumme seit 1971 in 
(CDU/CSU) Auftrag gegeben? 
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21. Abgeordneter Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 
Dr. Freiherr Spies veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 
von Büllesheim und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 
(CDU/CSU) werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 

lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


22. Abgeordneter Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das 
Dr. Franz Auswärtige Amt nach Sachgegenstand, Auftrag- 

(CDU/CSU) nehmer und Auftragssumme seit 1971 in Auftrag 

gegeben? 


23. 


Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 
veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 
und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 
werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


24. Abgeordneter Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das 
Geisenhofer Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

(CDU/CSU) nach Sachgegenstand, Auftragnehmer und Auftrags- 

summe seit 1971 in Auftrag gegeben? 


25. 


Abgeordneter 

Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 
veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 
und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 
werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


26. Abgeordnete 

Frau 

Benedix 

(CDU/CSU) 


Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit nach Sachgegenstand, Auftragnehmer und Auf- 
tragssumme seit 1971 in Auftrag gegeben? 


27. Abgeordnete 

F«au 

Benedix 

(CDU/CSU) 


Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 
veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 
und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 
werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


28. Abgeordneter Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das 
Dr. Sprung Bundesministerium der Finanzen nach Sachgegen- 

(CDU/CSU) stand, Auftragnehmer und Auftagssumme seit 1971 

in Auftrag gegeben? 


29. Abgeordneter Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 

Dr. Sprung veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 

(CDU/CSU) und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 

werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


30. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das 
Bundeskanzleramt nach Sachgegenstand, Auftrag- 
nehmer und Auftragssumme seit 1971 in Auftrag 
gegeben? 
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3 1 . Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 
veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 
und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 
werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


32. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das 
Bundesministerium der Justiz nach Sachgegen- 
stand, Auftragnehmer und Auftragssumme seit 
1971 in Auftrag gegeben? 


33. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 
veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 
und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 
werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


34. Abgeordneter Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das 

Engelsberger Bundesministerium für Wirtschaft nach Sachgegen- 

(CDU/CSU) stand, Auftragnehmer und Auftragssumme seit 

1971 in Auftrag gegeben? 


35. Abgeordneter Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 
Engelsberger veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 
(CDU/CSU) und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 

werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


36. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Welche wissenschaftlichen Gutachten hat das 
Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen 
nach Sachgegenstand, Auftragnehmer und Auftrags- 
summe seit 1971 in Auftrag gegeben? 


37. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Welche dieser Gutachten wurden gedruckt und 
veröffentlicht, stehen dem Deutschen Bundestag 
und der Öffentlichkeit zur Einsichtnahme offen und 
werden dem Deutschen Bundestag und der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich gemacht? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 14. Juli 1975 

Diese Antwort bezieht sich auf die vorangegangenen Fragen 18 
bis einschließlich 37: 

Ihre Frage nach der Veröffentlichung von seit 1971 in Auftrag gegebe- 
nen wissenschaftlichen Gutachten, die Sie und weitere Kollegen Ihrer 
Fraktion gleichlautend an das Bundeskanzleramt, das Bundespresseamt 
sowie an acht Ressorts, darunter auch mein Haus, gerichtet haben, 
beantworte ich für die Bundesregierung wie folgt: 

Es entspricht der Praxis der Bundesregierung, die von ihr in Auftrag 
gegebenen wissenschaftlichen Gutachten in möglichst breitem Umfang 
der Öffentlichkeit und insbesondere dem Deutschen Bundestag zu- 
gänglich zu machen. 

Dies geschieht in vielfältiger Weise durch Dokumentations- und Schrif- 
tenreihen, durch die von einigen Ressorts herausgegebenen jährlichen 
Förderungskataloge oder Forschungsberichte, durch ausdrücklich an 
die jeweüigen Auftragnehmer ausgesprochene Freigabe zur Veröffent- 
lichung in Zeitungen oder Fachzeitschriften, durch Mitteilungen an die 
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interessierte Öffentlichkeit und nicht zuletzt durch gezielte Information 
der zuständigen Bundestagsausschüsse. Insbesondere den Mitgliedern 
des Haushaltsausschusses stehen im Rahmen ihrer Aufgabenstellung 
alle notwendigen Angaben über Auftragnehmer sowie Auftragsgegen- 
stand und -summe zur Verfügung. 

Angesichts dieser, den weitaus überwiegenden Teil aller in Auftrag 
gegebenen wissenschaftlichen Gutachten betreffenden Sachlage würde 
es einen unverhältnismäßigen und nicht durch Gewinn wesentlicher 
neuer Erkenntnisse zu rechtfertigenden Verwaltungsaufwand verur- 
sachen, die seit 1971 nach erster Umfrage auf mehrere hundert zu 
schätzende Anzahl von veröffentlichten Gutachten listenmäßig zu- 
sammenzustellen. 

Für eine allerdings begrenzte Zahl von Gutachten ist außerdem zu 
beachten, daß sie vertrauliches Material enthalten, dessen Verbreitung 
schutzwürdige Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder auch 
von Einzelpersonen oder Unternehmen verletzen würde. Darüber 
hinaus ist zu berücksichtigen, daß die Bundesregierung ebenso wie alle 
ihre Vorgängerinnen bei ihrem Willensbildungsprozeß eine gewisse 
Internität wahren muß, die in einer Reihe von Fällen selbstverständ- 
lich auch die Einbeziehung von wissenschaftlichen Gutachten ein- 
schließt. 

Auf diese Gesichtspunkte hat die Bundesregierung bereits in ihrer 
Antwort vom 4. Dezember 1974 auf die Kleine Anfrage betr. Regie- 
rungs- und Verwaltungsorganisation (Drucksache 7/2887, S. 15/16) 
hingewiesen. Dabei hat sie ferner ihre Bereitschaft betont, von Fall 
zu Fall zu prüfen, ob nichtveröffentlichte Gutachten einzelnen Mit- 
gliedern oder Ausschüssen des Deutschen Bundestages zugänglich 
gemacht werden können. 


38. Abgeordneter 
Carstens 
(Emstek) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, der Gesamt- 
problematik der erfolgreich verlaufenden Volks- 
entscheide in Oldenburg und Schaumburg-Lippe 
in Verbindung mit Artikel 29 des Grundgesetzes 
(GG) dadurch Rechnung tragen zu können, daß 
sie einen Gesetzentwurf vorlegt, der lapidar fest- 
stellt, daß diese ehemaligen Länder beim Land 
Niedersachsen verbleiben sollen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 14. Juli 1975 

Der Bundesgesetzgeber wird sich bei der Regelung der zukünftigen 
Zuordnung der beiden Abstimmungsgebiete in Niedersachsen mit 
der Frage auseinandersetzen müssen, ob eine Wiederherstellung der 
vormaligen Länder Oldenburg und Schaumburg-Lippe mit den Zielen 
einer zeitgerechten Neugliederung übereinstimmt oder ihnen wider- 
sprechen würde. 


39. Abgeordneter 
Carstens 
(Emstek) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang ihre eigenen Erläuterungen in der 
Begründung des Gesetzentwurfs zu den Volks- 
entscheiden auf Seite 6 der Drucksache 7/2355 
vom 8. Juli 1974. „Stimmt in einem oder mehreren 
dieser Volksentscheide die in Artikel 29 Abs. 3 
Satz 2 GG vorgesehene Mehrheit der Abstimmungs- 
berechtigten dem Volksbegehren zu, so muß der 
Bundesgesetzgeber binnen eines Jahres über die 
Landeszugehörigkeit des betreffenden Gebietes 
entscheiden (Artikel 29 Abs. 3 Satz 2 GG). Dabei 
ist der Gesetzgeber nach Artikel 29 Abs. 4 Satz 1 
GG grundsätzlich an das Ergebnis des Volksent- 
scheides gebunden; er darf von ihm nur abweichen. 
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soweit dies zur Erreichung der Ziele der Neugliede- 
rung nach Artikel 29 Abs. 1 GG erforderlich ist. 
Für die ihm dabei zufallende Entscheidung müßte 
der Gesetzgeber wohl eine zeitgerechte Gesamt- 
konzeption für die Neugliederung des Bundes- 
gebietes zugrunde legen.“? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 14. Juli 1975 

Die Bundesregierung hält an der in der Begründung zu dem Entwurf 
des Volksentscheidsgesetzes (Drucksache 7/2355, S. 6) niedergelegten 
Auffassung fest. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


40. Abgeordneter 
Scheu 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Beratungen der Dienststellen 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
über einen Richtlinienvofschlag zur Harmonisierung 
des Rechts der Handelsvertreter immer noch nicht 
abgeschlossen werden konnten, obwohl die Bundes- 
regierung im März 1974 mitgeteilt hatte, sie gehe 
davon aus, daß diese Beratungen demnächst beendet 
werden könnten, und die EG-Kommission dadurch 
in die Lage versetzt werde, dem Ministerrat im 
Laufe des Jahres 1974 einen Richtlinienvorschlag 
vorzulegen (Stenographischer Bericht über die 
89. Sitzung des Deutschen Bundestages am 22. März 
1974, S. 5887/5888)7 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 15. Juli 1975 

Es trifft zu, daß die schon seit längerer Zeit laufenden Arbeiten der 
Dienststellen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
an einem Richtlinenvorschlag zur Harmonisierung des Rechts der 
Handelsvertreter noch nicht abgeschlossen sind. Bei den Verhand- 
lungen der Kommission mit Regierungssachverständigen der neuen 
Mitgliedstaaten über die durch den Beitritt erforderlich gewordenen 
Änderungen des seit Anfang 1973 vorliegenden Vorentwurfs sollen 
sich dem Vernehmen nach größere Schwierigkeiten als erwartet er- 
geben haben. Die lange Dauer dieser Verhandlungen dürfte u. a. auch 
auf die zwischenzeitliche Ungewißheit über den weiteren Verbleib 
Großbritanniens in der Gemeinschaft zurückzuführen sein. 


41. Abgeordneter 
Scheu 
(SPD) 


Haben sich die Arbeiten der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften an einem Richt- 
linienvorschlag zur Harmonisierung des Rechts 
der Handelsvertreter ,,so verzögert, daß nicht 
abgesehen werden kann, wann die Richtlinie erge- 
hen wird“, wie es in der Begründung des dem 
Bundesrat zugeleiteten ,, Entwurfs eines Gesetzes 
über die Kaufmannseigenschaft von Land- und 
Forstwirten“ der Bundesregierung heißt (Bundes- 
rats-Drucksache 354/75)7 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 15. Juli 1975 

Da die EG-Kommission dem Rat noch keinen Richtlinienvorschlag zur 
Harmonisierung des Rechts der Handelsvertreter vorgelegt hat und die' 
Behandlung im Rat einen längeren Zeitraum in Anspruch nehmen kann, 
ist ungewiß, wann diese Richtlinie vom Rat verabschiedet werden wird. 
Diese Sachlage hat die Bundesregierung veranlaßt, im Entwurf eines 
Gesetzes über die Kaufmannseigenschaft von Land“ und Forstwirten 
die schon länger als dringlich erkannte Änderung der Regelung des 
Ausgleichsanspruchs in § 89 b Abs. 3 Satz 1 HGB vorzuschlagen. Ein Zu- 
rückstellen dieser Änderung bis zum Erlaß der vorgesehenen Richtlinie 
erschien nicht mehr vertretbar, da das geltende Recht zumindest in 
Einzelfällen zu sozialen Ungerechtigkeiten führt. 


42. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung er- 
Scheu griffen bzw. wird sie ergreifen, um zu erreichen, 

(SPD) daß diese schon seit längerer Zeit laufenden Arbei- 

ten der EWG-Kommission am Handelsvertreter- 
recht nicht weiter verzögert und möglichst bald 
zum Abschluß gebracht werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 15. Juli 1975 

Die Entscheidung darüber, wann die Arbeiten an dem Richtlinien- 
vorschlag zur Harmonisierung des Handelsvertreterrechts, insbesondere 
die notwendigen Konsultationen der neuen Mitgliedstaaten, abge- 
schlossen und dem Rat der Richtlinienvorschlag zugeleitet werden 
können, liegt ausschließlich in der Zuständigkeit der EG-Kommission. 
Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffassung, daß im jetzigen 
Verfahrensstadium von Initiativen der Bundesregierung mit dem Ziel 
einer Beschleunigung der Harmonisierungsarbeiten abgesehen werden 
sollte. Nachdem durch das Referendum in Großbritannien im vergange- 
nen Monat die weitere Zugehörigkeit Großbritanniens zur Gemeinschaft 
geklärt worden ist, kann erwartet werden, daß die Kommission nun- 
mehr zu einem baldigen Abschluß der Arbeiten an dem Richtlinienvor- 
schlag kommen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


43. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob und wie 
die Siebente Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes (7. UStDV) zugunsten der 
deutschen Verbraucher geändert werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 15. Juli 1975 

Wie ich erfahren habe, ist Ihre Anfrage durch den im Handelsblatt 
vom 9. Juni 1975 erschienenen Beitrag ,,Wenn Grenzübergänge zum 
Waterloo werden . . veranlaßt worden. Dieser Artikel befaßt sich 
mit der Einfuhr von Waren in die Bundesrepublik Deutschland. Die 
7. UStbV, deren Änderung Sie anregen, betrifft dagegen die Ausfuhr. 
Ich gehe deshalb davon aus, daß sich Ihre Anfrage nicht auf die ge- 
nannte Verordnung bezieht, sondern daß Sie eine Überprüfung der 
geltenden Einfuhrvorschriften im Interesse der deutschen Verbraucher 
anregen. 

Der Artikel im Handelsblatt gibt die geltenden Vorschriften im wesent- 
lichen richtig wieder. Trotz der Verwirklichung der Zollunion innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften sind bei der Einfuhr von Waren aus 
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— die fünf führenden Markengesellschaften Aral, BP, Esso, Shell und 
Texaco, die zwei Drittel aller inländischen Tankstellen betreiben, 

— die in der Bundesrepublik Deutschland weniger vertretenen inter- 
nationalen Mineralölunternehmen wie beispielsweise Agip, Fina, 
die Uniti-Handesfirmen, 

— die im Bundesverband freier Tankstellen organisierten Mineral- 
ölhändler, 

— , die sogenannten branchenfremden Anbieter (Warenhaus- und Super- 
markt-Tankstellen). 

In dieser Reihenfolge besteht auch ein Preisgefälle, da die Firmen der 
letztgenannten Gruppen nach wie vor nur über günstigere Preise ver- 
suchen können, den Imagevorsprung und das zumeist stärker ausge- 
baute Neben- und Zubehörgeschäft der Markengesellschaften auszu- 
gleichen. Deshalb ist das Preisniveau in Orten oder Gebieten mit ge- 
mischter Angebotsstruktur durchweg niedriger als dort, wo die Statio- 
nen der Markengesellschaften nicht der unmittelbaren Konkurrenz 
freier Tankstellen ausgesetzt sind. Wie weit die Preise zwischen mehr 
oder weniger benachbarten Orten auseinanderliegen können, ist je- 
weils von den Verkehrsströmen abhängig. 


Hinsichtlich der Benzinpreise in Gebieten mit einem großen Pendler- 
anteil hat sich nach Beobachtungen des Bundeskartellamtes gezeigt, 
daß die in Großstädten, Ballungsgebieten und längs der Rheinschiene 
gebildeten Preistrichter auf das Umland erheblich preisdämpfend 
wirken und auch in weniger dicht besiedelten Gegenden die Preise 
der Markentankstellen desto mehr zu den Niedrigpreisen der freien 
Tankstellen tendieren, je stärker der Pendleranteil im Einzugsbereich 
freier Tankstellen ist. Wegen dieser vom Markt her vorgegebenen 
Zusammenhänge sieht das Bundeskartellamt keine Möglichkeit, gegen 
einzelne Preisspitzen in Regionen vorzugehen. 


45. Abgeordneter Wird die Bundesregierung sich dafür einsetzen, daß 
Dr. Holtz der Entwurf der EG-Kommission zur Verordnung 

(SPD) einer autonomen Importkontingentierung für Texti- 

lien aus Taiwan nur dann in Kraft gesetzt wird, 
wenn er keine restriktiveren Bestimmungen enthält 
als die Richtlinien des Welttextilabkommens? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 16. Juli 1975 

Die Bundesregierung hat sich seit Beginn der innergemeinschaftlichen 
Diskussion über die zukünftige Handelspolitik dafür eingesetzt, daß 
Taiwan, wenn es auch aus politischen Gründen nicht das Welttextil- 
abkommen (WTA) unterzeichnet hat, gegenüber den Unterzeichner- 
staaten nicht diskriminiert wird. Diese Bemühungen haben dazu ge- 
führt, daß die Bestimmungen des WTA in der Einfuhrregelung gegen- 
über Taiwan analog angewandt werden. Der Verordnung des Rates 
liegen die gleichen Maßstäbe hinsichtlich der Auswahl der Produkte 
nach Marktstörungskriterien, der jährlichen Zuwachsraten, der Über- 
tragungsmöglichkeiten und der Laufzeit zugrunde, wie sie gegenüber 
den Abkommensmitgliedern angewandt werden. 
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46. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
angesichts der wachsenden Schwierigkeiten des 
Kapitalverkehrs mit Portugal, die Durchführung 
begonnener deutscher Privatinvestitionen, die im 
Interesse der Entwicklung des Landes liegen, durch 
besondere Bürgschaften, Gegengarantien und ver- 
gleichbare Maßnahmen zu sichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 16. Juli 1975 


Die Bundesregierung ist seit Monaten in Kontakten auf verschiedenen 
Ebenen bemüht, mit der portugiesischen Regierung die Lage deutscher 
Investitionen und den Rechtsschutz für sie zu klären. Sie hat wieder- 
holt darauf hingewiesen, wie wichtig ein gutes Investitionsklima für die 
Vornahme weiterer Investitionen ist. Die portugiesische Regierung hat 
mehrfach versichert, daß sie Auslandsinvestitionen weiterhin wünsche 
und bereit sei, sie zu schützen; in diesem Sinne werde derzeit ein neues 
Gesetz für Auslandsinvestitionen ausgearbeitet. 

Nach den für die Übernahme von Bundesgarantien für Kapitalanlagen 
im Ausland geltenden Bestimmungen können nur Neuinvestitionen 
abgesichert werden, nicht aber bereits begonnene oder bestehende 
Anlagen. Bei bestehenden Investitionen könnten nur Zusatzinvesti- 
tionen versichert werden. 

Im übrigen ist nach dem Haushaltsgesetz 1975 (§ 8 Abs. 1 Nr. 3) 
Voraussetzung für die Übernahme der Garantie, daß der Rechtsschutz 
gesichert ist. 


47. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung an eine staatliche In- 
Niegel vestitionslenkung wie der Deutsche Gewerkschafts- 

(CDU/CSU) bund es fordert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 21. Juli 1975 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, eine staatliche Lenkung 
der privaten Investitionen einzuführen. Sie ist vielmehr nach wie vor 
der Auffassung, daß die für Investitionsentscheidungen erforderliche 
Abwägung der vielfältigen internen und externen Marktfaktoren und 
die notwendigen schnellen Reaktionen auf Veränderungen der Ange- 
bots- und Nachfragestruktur am besten und effizientesten von Unter- 
nehmern nach Markt- und Rentabilitätskriterien geleistet werden. 

Dazu ist in unserer Wirtschaftsordnung ein klarer staatlicher Rahmen 
notwendig, durch den über marktkonforme wirtschaftspolitische 
Aktivitäten in der Wettbewerbs-, Struktur- und Konjunkturpolitik 
die Freiheit dezentraler Entscheidungen und gesamtwirtschaftlich 
ein optimales Ergebnis gesichert werden können. Beispiele hierfür 
sind Fusionskontrolle und Mißbrauchsaufsicht, Förderungsprogramme 
für schwache Regionen und Branchen sowie die Instrumente der Global- 
steuerung. 

Um rechtzeitig mit wirtschaftspolitischen Maßnahmen reagieren zu 
können, sind ausreichende Transparenz der Strukturverläufe und 
frühzeitiges Erkennen von Fehlentwicklungen erforderlich. Alle Vor- 
schläge, die zur Verbesserung in dieser Richtung beitragen können, 
werden von der Bundesregierung sehr sorgfältig geprüft. Bestimmendes 
Kriterium ist und bleibt dabei für die Bundesregierung, daß die Ent- 
scheidungsfreiheit der Investoren und die Richtigkeitskontrolle der 
einzelwirtschaftlichen Investitionsentscheidungen über den Markt und 
dessen staatlich gesetzte Rahmendaten nicht außer Kraft gesetzt werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


48. Abgeordneter 

Dr. Haenschke 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 14. Juli 1975 

Auf die Bekanntgabe des Gutachtens über tierschutzgerechte Haltung 
von Nutzgeflügel in neuzeitlichen Haltungssystemen nebst Schluß- 
folgerung meines Hauses haben mehrere Gespräche mit Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages, Vertretern der Länder und interessierten 
Kreisen stattgefunden. 

Dabei wurde nicht verkannt, daß Tierhalter seit Inkrafttreten des Tier- 
schutzgesetzes am 1. Oktober 1972 grundsätzlich an die Vorschriften 
des § 2 Abs. 1 des Gesetzes gebunden sind. Eine danach ausgerichtete 
Verbesserung bis dahin im Einzelfall diesem Erfordernis nicht ent- 
sprechender Haltungsbedingungen ist insoweit vom Gesetzgeber durch- 
setzbar (§2 Abs. 2 und 3, § 18) geregelt. Sachverständigengutachten 
oder Schlußfolgerungen dienen hierbei als Orientierungshilfe und 
darüber hinaus als materielle Grundlage für eine spätere fachliche Aus- 
richtung von Rechtsverordnungen nach § 13 des Tierschutzgesetzes. 
Auf meine Darlegungen zu analogen Fragen des Herrn Abgeordneten 
Leisler Kiep (Drucksache 7/3706, Frage B 27/28) darf ich mich in 
diesem Zusammenhang beziehen. 

Über nationale Maßnahmen (Tierschutzrechtsreform) hinaus bin ich 
seit Jahren initiativ, um eine Harmonisierung des Tierschutzrechtes 
auf internationaler (Europarat) sowie innergemeinschaftlicher (EG) 
Ebene zu erreichen. 


Ist zu erwarten, daß aus einem Mitte Juni 1975 
stattgefundenen ,, Gespräch auf höchster Ebene“ 
über die Schlußfolgerungen des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zum 
Nutzgeflügelgutachten (Meldung aus einer Fach- 
zeitschrift) bald Konsequenzen zur Verbesserung 
der Haltungsbedingungen für ,, Batteriehennen“ 
gezogen werden? 


49. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Oldenstädt 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den 
Anliegen der Bürgerinitiativen gegen „tierquälerische 
Massentierhaltung“ bei Hühnern gerecht zu werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 14. Juli 1975 

Die Fragen zeigen in aller Deutlichkeit das Spannungsfeld auf, in das 
die Bundesregierung hinsichtlich des Bereichs „Tierschutz/Nutzge- 
flügelhaltung in neuzeitlichen Haltungssystemen“ seit Jahren gestellt 
ist. 

Die Konzeption der Bundesregierung ist auf Ausgleich der hinter den 
Fragen stehenden konträren Auffassungen ausgerichtet. Der dahin 
führende Weg ist u. a. anläßlich der Beratungen zum Regierungsentwurf 
des dann einstimmig verabschiedeten Tierschutzgesetzes vom 24. Juli 
1972, insbesondere bei der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie des Innenausschusses 
des Deutschen Bundestages vom 8, Februar 1972, dann wiederholt 
in der Fragestunde des Deutschen Bundestages, in Beantwortung einer 
Kleinen Anfrage, in Veröffentlichungen des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie gegenüber Personen- 
gruppen, Vereinigungen oder einzelnen Staatsbürgern in allen Einzel- 
heiten dargelegt worden. 
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Aus diesen Ausführungen ist für die Beantwortung der hier aufge- 
worfenen Fragen folgendes zu entnehmen: 

1 . Der Gesetzgeber hat Fragen der Haltung (verhaltensgerechte Unter- 
bringung/artgemäße Pflege) von Tieren in § 2 des Tierschutzgesetzes 
grundsätzlich und durchsetzbar geregelt. Begründeten Einzelfällen 
tierschutzwidriger Vorkommnisse kann insoweit seit Inkrafttreten 
des Tierschutzgesetzes am 1. Oktober 1972 nachgegangen werden. 

2. Die Bundesregierung kennt die speziellen tierschutzrelevanten 
Fragen, die sich bei der heutigen Haltung großer, gleichartiger 
Nutztierbestände auf begrenztem Raum in neuzeitlichen Haltungs- 
systemen ergeben. Zu diesen Fragen hat in jüngster Zeit auch erneut 
der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des 
Deutschen Bundestages Stellung genommen (Stenographischer 
Bericht — 65/24 ff,, Pressemitteilung des Vorsitzenden dieses Aus- 
schusses vom 15. Mai 1975). 

Das Tierschutzgesetz enthält in § 13 Abs. 1 die notwendigen Er- 
mächtigungen zum Erlaß von Durchführungsvorschriften zum 
Schutz der Tiere unter diesen besonderen Haltungsbedingungen. 
Die diesen Durchführungsverordnungen zugrunde zu legenden 
Mindestforderungen des Tierschutzes beinhalten jedoch zahl- 
reiche wissenschaftliche und fachtechnische Fragen, mit deren 
Abklärung für den Bereich der Nulzgeflügelhaltung auf meine Ver- 
anlassung seit 1 969 namhafte Sachverständige aus Wissenschaft und 
Praxis - unter ihnen Verhaltensforscher — befaßt waren. Diese 
haben mir am 10. Juli 1974 ein in manchen Aussagen divergierendes 
Gutachten übergeben, in dem noch offen gebliebene Fragen für eine 
forschungsmäßige Bearbeitung herausgestellt sind. Ein Kreis von 
Sachverständigen arbeitet z. Z. ein Konzept für die Inangriffnahme 
dieser Forschung aus. Davon erwarte ich letzte klärende Aussagen. 
Die mir dann vorliegenden Materialien dienen schließlich der fach- 
lichen Ausrichtung einer Rechtsverordnung. 

Angesichts dieser dem derzeitigen Stand der Erkenntnisse ent- 
sprechenden Sachlage, an der Unterschriftsaktionen oder Bürger- 
initiativen nichts ändern können, wird die Bundesregierung be- 
harrlich den eingeschlagenen, durch das vom Deutschen Bundestag 
einstimmig verabschiedete Tierschutzgesetz vorgezeichneten Weg 
fortsetzen. Jede Art von Nutztierhaltung erfordert, soll sie wirt- 
schaftlich sein, letztlich einen „Kompromiß“ zwischen den Lebens- 
bedürfnissen der Tiere und den haltungstechnischen sowie betriebs- 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten. Eine solche Wohlausgewogenheit 
zwischen ethischen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Erfor- 
dernissen liegt schon dem Tierschutzgesetz zugrunde. 

Auf die Antwort vom 7. August 1974 zur analogen Frage des Herrn 
Bundestagsabgeordneten Braun (Drucksache 7/2494) darf verwiesen 
werden. 

50. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Oldenstädt 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung zugleich verhindern, 
daß die ohnehin schon gefährdete Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Landwirtschaft auf dem 
Gebiet der Geflügelhaltung durch nationale Maß- 
nahmen - oder auch nur durch Empfehlungen, 
Hinweise, Stellungnahmen oder gutachtliche Äuße- 
rungen des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten zur Geflügelhaltung — noch 
weiter eingeengt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 14. Juli 1975 

1 . Den immer wieder an mich herangetragenen Erwartungen ent- 
sprechend, habe ich, wie beabsichtigt, Gutachten, so daß über 
tierschutzgerechte Haltung von Nutzgeflügel in neuzeitlichen Hal- 
tungssystemen mit einer von den Sachverständigen von mir er- 
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betenen Schlußfolgerung sowie damit zusammenhängende Verlaut- 
barungen, bekanntgemacht, um damit den derzeitigen Stand der 
Erkenntnisse zu diesen Fragen der Öffentlichkeit und interessierten 
Kreisen nicht vorzuenthalten. 

2. Entwürfe späterer Rechtsverordnungen nach § 13 des Tierschutz- 
gesetzes vom 24. Juli 1972 zu Fragen der Nutztierhaltung müssen 
vor Einbringen in den Bundesrat dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten sowie dem Rechtsausschuß des Deut- 
schen Bundestages zur Kenntnis zugeleitet werden. 

3. Im übrigen erfolgt — insbesondere im Hinblick auf den Wettbe- 
werb — die Fortführung der nationalen Tierschutzreform in weit- 
gehender Kongruenz mit erfolgreichen Schritten im internationalen 
Rahmen. So ist der Sachverständigenausschuß „Tierschutz“ des 
Europarates bei der im Jahr 1974 abgeschlossenen Erarbeitung 
eines Europäischen Übereinkommens über den Schutz von Tieren 
in landwirtschaftlichen Tierhaltungen im wesentlichen dem deut- 
scherseits hierzu vorgelegten, von den Vorstellungen des Tierschutz- 
gesetzes vom 24. Juli 1972 über die Haltung von Tieren getragenen 
Entwurf gefolgt. Nach noch notwendigen letzten juristischen Ab- 
klärungen steht zu erwarten, daß dieses Übereinkommen alsbald 
zur Unterzeichnung durch die Mitgliedstaaten des Europarates 
aufgelegt wird. Die EG ist in Verhandlungen zum Beitritt der Ge- 
meinschaft als solcher zu diesem Übereinkommen begriffen. 

4. Ich werde zudem in der nächsten Sitzung des Rates der EG am 
21./22. Juli 1975 ein Memorandum zur Inangriffnahme der Har- 
monisierung tierschutzrechtlicher Vorschriften im Hinblick auf die 
Haltung von Nutztieren in neuzeitlichen Haltungssystemen innerhalb 
der EG vorlegen. 

51 . Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach in diesem Jahr 

Dr. Geßner innerhalb der Europäischen Gemeinschaft in größe- 

(SPD) rem Umfang Obstbäume gefällt werden sollen, um 

die Preise bei Äpfeln und Birnen zu halten be- 
ziehungsweise anzuheben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 16. Juli 1975 

Pressemeldungen über das Roden von Obst bäumen in diesem Jahr 
können nicht bestätigt werden. Ein Beschluß des EG-Ministerrates hier- 
zu wurde nicht gefaßt. Dem Rat liegen auch noch keine entsprechenden 
Vorschläge vor. Im übrigen dienten gemeinschaftliche Sanierungsmaß- 
nahmen im Obstbau in der Vergangenheit nicht der Preisanhebung bei 
Äpfeln und Birnen, sondern der Verringerung von strukturellen Über- 
schüssen und den sich daraus ergebenden Interventionen. 


52. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür einzu- 

Dr. Geßner setzen, daß der gegenwärtige Bestand an Obstbäu- 

(SPD) men in der Europäischen Gemeinschaft nicht ver- 

mindert wird, damit im Sinne ihrer Politik der 
Preisstabilisierung Äpfel und Birnen zu günstigeren 
Preisen angeboten werden können als bisher? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 16. Juli 1975 

Weil die EG-Kommission ihren in Aussicht gestellten Bericht über den 
Erfolg der 1970 bis 1973 gemäß Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 
durchgeführten Rodungsmaßnahmen noch nicht vorgelegt hat, vermag 
die Bundesregierung über die Zweckmäßigkeit einer neuen Maßnahme 
noch keine Aussage zu machen. Unabhängig davon ist die Bundes- 
regierung im Interesse der Erzeuger und Verbraucher an nachhaltig 
ausgeglichenen Marktverhältnissen interessiert. 
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In der Bundesrepublik Deutschland bestehen gegenwärtig bei Äpfeln 
und Birnen keine strukturellen Überschüsse. Deshalb hängt die weitere 
Beurteilung vorrangig von der Entwicklung der Produktionskapazitäten 
in den Mitgliedstaaten mit strukturellen Überschüssen ab. 


53. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die schon seit 
Kroll-Schlüter einiger Zeit deutlich werdenden Tendenzen vom 
(CDU/CSU) kommunalen Schlachthof hin zum privatrechtlich 

organisierten Betrieb (Fleischmarkt, Versand- 
schlachterei, und welche Konzeption vertritt die 
Bundesregierung in dieser Frage? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 17. Juli 1975 

Die Entwicklung im Schlachthofwesen hat sich in den letzten Jahren 
insbesondere in den marktfernen Gebieten immer mehr auf die Zu- 
nahme der Versandschlachtungen und die Fleischvermarktung verlagert. 

Kommunale Schlachthöfe sind insbesondere dort von Bedeutung, wo 
Lebendviehmärkte abgehalten werden und ortsansässige Fleischerei- 
betriebe ihre Schlachtungen noch selbst durchführen. Die Zahl der 
kommunalen Schlachthöfe ist in jüngster Zeit weiter zurückgegangen, 
weil die Rentabilität dieser Anlagen auf Grund einer zu geringen Aus- 
lastung nicht gewährleistet war. 

Die Bundesregierung sieht in der Zunahme von privatrechtlich organi- 
sierten Schlachtanlagen eine Möglichkeit, die Vermarktung von Vieh 
und Fleisch sowie die Auslastung der bestehenden Anlagen zu ver- 
bessern. Die Ausgestaltung der bestehenden Förderungsmöglichkeiten 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ,, Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ trägt diesen Gegebenheiten Rechnung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


54. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die soziale Situ- 
ation dauerarbeitsloser Alleinernährer größerer 
Familien, die zunehmend nach Ausschöpfung des 
Arbeitslosengeldanspruches in die Arbeitslosenhilfe 
übergeleitet werden und damit erhebliche finanzielle 
Einbußen in Kauf nehmen müssen, und hält sie 
insbesondere die Sozialhilfeträger für ausreichend 
leistungsfähig, die Differenz zum Lebensbedarf der 
betroffenen Familien abzudecken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 16. Juli 1975 

Die wirtschaftliche Lage größerer Familien, deren Alleinernährer 
längerfristig arbeitslos ist und Arbeitslosenhilfe bezieht, ist verbessert 
worden, nachdem der Gesetzgeber den Leistungssatz der Arbeitslosen- 
hilfe ab 1. Januar 1975 von 52,5 vom Hundert auf 58 vom Hundert 
des Nettoentgelts angehoben hat. Zwar ist die Arbeitslosenhilfe zehn 
Prozent-Punkte niedriger als das Arbeitslosengeld. Da aber das Kinder- 
geld auf die Arbeitslosenhilfe nicht angerechnet wird, erhält beispiels- 
weise ein verheirateter Arbeitsloser mit vier Kindern, der vor der 
Arbeitslosigkeit ein monatliches Bruttoarbeitsentgelt von 1950 DM 
(das entspricht im Normalfall einem Nettoarbeitsentgelt von 1425 DM) 
gehabt hat, und der bedürftig ist, 826,80 DM Arbeitslosenhilfe und 
360 DM Kindergeld; dieser Arbeitslose verfügt also über monatliche 
Nettoeinkünfte von 1186,80 DM. Außerdem können Ansprüche nach 
dem Bundessozialhilfegesetz und nach dem Wohngeldgesetz bestehen. 
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Durch die Anhebung des Leistungssatzes der Arbeitslosenhilfe wird 
aber die Zahl derjenigen Arbeitslosenhilfe-Bezieher, die zusätzlich 
Sozialhilfe beanspruchen müssen, im Vergleich zum Jahr 1974 relativ 
zurückgehen. 

Die durch die erhöhte Arbeitslosigkeit bedingten Mehrausgaben im 
Bereich der Sozialhilfe belasten zwar die Haushalte der Sozialhilfeträger 
zusätzlich, bisher ist der Bundesregierung aber nicht bekannt geworden, 
daß sie sich für den einzelnen Sozialhilfeträger in einer Größenordnung 
bewegen, die seine Leistungsfähigkeit in Frage stellen könnte. 


55. Abgeordneter 

Franke 

(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


Treffen Äußerungen zu, die in der Öffentlichkeit 
gemacht wurden, nach denen bei verheirateten 
Arbeitslosen, deren vorheriges Arbeitsentgelt der 
Steuerklasse V unterlag, im Falle der Arbeitslosig- 
keit vielfach mehr Arbeitslosengeld gezahlt wurde 
als vorher Nettoarbeitslohn, und daß sich das Mehr- 
einkommen vielfach auf Grund von Steuerrück- 
zahlungen noch wesentlich erhöht, und von welchen 
Bruttoeinkommen ab kann Arbeitslosigkeit zur 
Verbesserung des verfügbaren Einkommens führen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 16. Juli 1975 

Die von Ihnen genannten Äußerungen treffen in dieser Allgemeinheit 
nicht zu. Das Arbeitslosengeld verheirateter Arbeitnehmer mit der 
Steuerklasse V kann jedoch 68 v. H, des letzten Netto-Arbeitsentgelts 
übersteigen, da die Höhe des Arbeitslosengeldes auf der Grundlage 
der für den Arbeitnehmer günstigeren Lohnsteuerklasse IH berechnet 
wird. Die Bundesregierung bereitet zur Zeit eine Änderung des Arbeits- 
förderungsgesetzes vor, die diese Auswirkungen vermeiden soll. 

Das Arbeitslosengeld ist — wie übrigens auch das Kranken- und das 
Übergangsgeld — steuerfrei und wird deshalb im Rahmen des Lohn- 
steuerjahresausgleichs nicht berücksichtigt. Zeiten der Arbeitslosigkeit 
führen deshalb in aller Regel zu Erstattungen im Lohnsteuerjahresaus- 
gleich. Die Höhe der Erstattungen hängt in erster Linie von der Dauer 
der Arbeitslosigkeit ab. Sie vermindert sich mit zunehmender Dauer. 


56. Abgeordneter 

Franke 

(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung diese Tatsache 
unter allgemein sozialpolitischen Zielsetzungen 
— unter anderem den Gesichtspunkt, daß Allein- 
ernähref größerer Familien im Falle der Arbeits- 
losigkeit unzureichend abgesichert sind — , und 
welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
einzuleiten, um künftig sozialpolitische Notwendig- 
keiten mit den vorhandenen finanziellen Möglich- 
keiten in Einklang zu bringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 16. Juli 1975 

Ich möchte darauf hinweisen, daß die Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag bis zum 30. September 1975 zu berichten hat, ob und in 
welchem Umfang nach der Neufestsetzung der Leistungen durch das 
Einführungsgesetz zum Einkommensteuergesetz eine Inanspruchnahme 
der Sozialhilfe durch Leistungsempfänger von Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe, Kurzarbeitergeld und Schlechtwettergeld noch nötig ist und 
ob eine Verschlechterung des sozialen Status von Familien mit Kindern 
eingetreten ist. ln diesem Bereich wird die Bundesregierung auch auf 
Ihre Fragestellung ausführlicher eingehen. 
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57. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Da die Neuregelung des Behindertenrechts, die 
Neuregelung der betriebsärztlichen Versorgung neue 
finanzielle Belastungen für die Betriebe bringt, 
die umso hoher sind, je lohnintensiver ein Unter- 
nehmen ist, frage ich die Bundesregierung, ist sie 
sich bewußt, daß die Höhe der Lohnnebenkosten 
zunehmend mehr Unternehmen vor die Frage stellt, 
entweder die Produktion aufzugeben oder sie ins 
Ausland zu verlagern - da letzteres nur die Groß- 
betriebe können, geht diese Entwicklung über- 
wiegend zu Lasten der mittelständischen Betriebe, 
wo ^/3 unserer Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz 
haben und billigt die Bundesregierung diese 
Entwicklung? 


58. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 

(CDU/CSU) 


Angesichts neuer Finanzierungspläne im Zuge der 
Reform der Berufsausbildung frage ich, soll auch 
hier nach dem obigen Grundsatz verfahren werden, 
oder wie will die Bundesregierung das existenzbe- 
drohende Anwachsen der Lohnnebenkosten be- 
grenzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 16. Juli 1975 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die Wettbewerbs- 
fähigkeit mittelständischer Betriebe generell durch Sozialgesetze beein- 
trächtigt wird, die Leistungspflichten der Arbeitgeber sind nach der 
Zahl der Beschäftigten oder nach der Höhe der Bruttolohn- und Ge- 
haltssumme bemessen. Auch aus dem Schwerbehindertengesetz, dem 
Arbeitssicherheitsgesetz und der beabsichtigten Reform der beruflichen 
Bildung erwachsen den mittelständischen Betrieben keine derartigen 
Wettbewerbsnachteile. 

Die Bemessung von Leistungspflichten nach der Beschäftigtenzahl 
ist in ihrer Kosten- und Wettbewerbswirkung analog zu beurteilen 
wie die Lohnbezogenheit der Sozialabgaben. Es ist zwar zutreffend, 
daß die Einführung bzw. Erhöhung solcher Lohnnebenkosten die 
Betriebe im Maße ihrer Lohn- bzw. Arbeitsintensität belastet. Daraus 
folgt jedoch nicht grundsätzlich eine Wettbewerbsverzerrung, denn im 
allgemeinen stehen vom Produktionsprogramm her kostenmäßig ähn- 
lich strukturierte Betriebe in Wettbewerb miteinander. Im übrigen kann 
nicht von einer Mehrbelastung mittelständischer Betriebe gesprochen 
werden, denn nicht alle Mittelstandsbetriebe und nicht nur Mittel- 
standsbetriebe sind lohn- bzw. arbeitsintensiv. Diese Feststellungen 
schließen sich den Ausführungen früherer Bundesregierungen an, die die 
Frage der Lohnbezogenheit der Sozialabgaben eingehend unter Wett- 
bewerbsgesichtspunkten geprüft und dem Deutschen Bundestag hier- 
über berichtet haben (vgl. 3. Wahlperiode, Drucksache 2723; Druck- 
sache IV/3230; Drucksache VI/2284 ; Antwort auf die Fragen 1.5 und 
1 . 6 ). 

Eine Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen zwischen unterschiedlich 
strukturierten Betrieben kann sich nach Auffassung der Bundesre- 
gierung aus den in Ihren beiden Fragen speziell genannten Gesetzen 
außerdem schon deshalb nicht ergeben, weil die finanziellen Mehr- 
belastungen aus diesen Gesetzes auf eine sehr geringe Größenordnung 
zu veranschlagen sind. 

Die Reform des Schwerbeschädigtenrechts bringt Mehraufwendungen 
einmal durch die Erweiterung des geschützten Personenkreises auf 
alle Schwerbehinderten und die damit verbundenen Ansprüche auf 
einen Zusatzurlaub von sechs Arbeitstagen, zum anderen durch die 
Erhöhung der Ausgleichsabgabe von 50 DM auf 100 DM monatlich 
und den Verzicht auf einen individuellen Erlaß oder eine Herabsetzung 
der Ausgleichsabgabe. Von den Kosten des Zusatzurlaubs sind alle 
privaten Arbeitgeber betroffen, die Schwerbehinderte beschäftigen. 
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Durch die Ausgleichsabgabe werden nur die Arbeitgeber belastet, die 
über mindestens 16 Arbeitsplätze verfügen und die nicht die vorge- 
schriebene Anzahl von Schwerbehinderten beschäftigen. Da die Pflicht’ 
quote durch Rechtsverordnung jeweils dem Bedarf an Pflichtplätzen 
für Schwerbehinderte angepaßt wird, ist es den Arbeitgebern grundsätz- 
lich möglich, die sich aus dem Schwerbehindertengesetz ergebende 
Beschäftigungspflicht durch Einstellung von Schwerbehinderten zu 
erfüllen, so daß die Zahlung einer Ausgleichsabgabe entfällt. Im übrigen 
kann bei Arbeitgebern, die über weniger als 30 Arbeitsplätze verfügen, 
die Ausgleichsabgabe durch Rechtsverordnung für einen bestimmten 
Zeitraum allgemein oder für einzelne Arbeitsamtbezirke herabgesetzt 
oder erlassen werden, wenn die Zahl der unbesetzten Pflichtplätze 
die Zahl der unterzubringenden Schwerbehinderten so erheblich über- 
steigt, daß die Pflichtplätze dieser Arbeitgeber nicht in Anspruch 
genommen zu werden brauchen. 

Bezüglich der Kosten für die betriebsärztliche Versorgung darf ich auf 
meine Antwort zu Ihrer Schriftlichen Frage (vgl. Anlage 49 zum Proto- 
koll der 178, Sitzung des Deutschen Bundestages vom 12. Juni 1975) 
hin weisen. Wie dort ausgeführt, ist davon auszugehen, daß hier die 
Kosten längerfristig zumindest ausgeglichen werden durch Kostenein- 
sparungen, die sich aus der zu erwartenden Senkung der Unfallzahlen 
und der berufsbedingten Erkrankungen ergeben. Auf diesen Zusam- 
menhang wird z. B. in einer Studie des Arbeitgeberverbandes der 
Metallindustrie im Regierungsbezirk Köln hingewiesen, die auch im 
Unfallverhütungsbericht der Bundesregierung für die Jahre 1968/69 
(Drucksache VI/ 1970) behandelt worden ist. 

Im Entwurf des Berufsbildungsgesetzes hat die Bundesregierung fol- 
gende Regelung zur Finanzierung der Berufsausbildung vorgesehen: Die 
Höhe der Berufsausbildungsabgabe wird auf maximal 0,25 % der Lohp- 
und Gehaltssumme begrenzt; wegen der Einräumung eines für alle 
Unternehmen geltenden Freibetrages liegt die tatsächliche Belastung 
insbesondere für mittelständische Unternehmen unterhalb des Nominal- 
satzes. Durch die Einräumung eines Freibetrages von 400 000 DM p. a. 
werden alle Kleinbetriebe und ein Teil der mittleren Unternehmen von 
der Berufsausbildungsabgabe freigestellt. Bei den augenblicklichen 
Durchschiiittslöhnen entspricht dieser Freibetrag einer Beschäftigten- 
zahl von etwa 20 Arbeitnehmern. Der Freibetrag bewirkt, daß fast 90 % 
aller Unternehmen von der Abgabe befreit werden. In den typisch 
mittelständischen Bereichen des Handwerks, des Handels und der 
freien Berufe würden bei den heute geltenden Durchschnittslöhnen 
sogar mehr als 90 % aller Arbeitgeber abgabefrei bleiben. 


59. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Bedeutet die von dem Bundesligaverein Schalke 04 
betriebene Verpflichtung des jugoslawischen Fuß- 
ballspielers Oblak, daß die allgemein gültigen Regeln 
über Arbeitserlaubnis für Arbeitnehmer aus Dritt- 
ländern in diesem oder ähnlich gelagerten Fällen 
außer Kraft gesetzt werden, und geschieht dies mit 
Billigung der Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 14. Juli 1975 

Ausländische Arbeitnehmer, die nicht Staatsangehörige eines Mitglied- 
staates der Europäischen Gemeinschaften sind, benötigen für eine 
Tätigkeit im Bundesgebiet eine Arbeitserlaubnis. Die Arbeitserlaubnis 
wird auf Grund des Anwerbestopps und der damit zusammenhängenden 
restriktiven Handhabung des Arbeitserlaubnisverfahrens für die erst- 
malige Arbeitsaufnahme in der Bundesrepublik Deutschland grund- 
sätzlich nicht mehr erteilt; von dieser Regelung nicht betroffen sind 
jedoch ausländische Arbeitnehmer, die aus Anwerbe- oder Drittländern 
auf dem sogenannten zweiten Weg mit Sichtvermerk in die Bundes- 
republik Deutschland einreisen. 
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Unter diese Ausnahmeregelung fallen u. a. Sportler, die den von ihnen 
ausgeübten Sport berufsmäßig betreiben. Der Grund hierfür liegt darin, 
daß dieser Personenkreis den deutschen Arbeitsmarkt — und in der 
Regel auch die soziale Infrastruktur — nicht oder nicht wesentlich 
belastet. 

Zu dem von Ihnen angesprochenen Fall des jugoslawischen Berufs- 
fußballspielers Oblak hat mir im übrigen der Präsident der Bundes- 
anstalt für Arbeit mitgeteilt, daß der Vertrag zwischen Herrn Oblak 
mit dem Bundesligaverein Schalke 04 inzwischen unterschrieben und 
bei der zuständigen Auslandsvertretung der Antrag auf Erteilung des 
Sichtvermerks gestellt worden ist. Die Aufenthaltserlaubnis in der 
Form des Sichtvermerks kann Herrn Oblak erteilt werden, wenn u. a. 
die Arbeitserlaubnis von dem zuständigen Arbeitsarht zugesichert wird. 


60. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zuständige 
Behörden bei Sportlern aus Drittländern, die aller- 
dings Amateure sind, keine Ausnahmeregelung 
zulassen, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu veranlassen, damit das gleiche Recht für alle 
in Betracht kommenden Personen zur Anwendung 
gelangt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 14. Juli 1975 

Amateursportler üben ihren Sport nur in der Freizeit aus; sie gehen in 
der Regel einer anderen Haupterwerbstätigkeit nach und treten somit 
wegen ihrer sportlichen Tätigkeit auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
nicht in Erscheinung. Aus diesem Grunde bedürfen sie in ihrer Eigen- 
schaft als Amateursportler keiner Arbeitserlaubnis. 


61. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Personen, 
die in den Wintermonaten in unselbständiger Arbeit 
als Waldarbeiter tätig sind und in der übrigen Zeit 
einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaften, 
während ihrer Beschäftigung als Waldarbeiter bei 
den Allgemeinen Ortskrankenkassen krankenver- 
sicherungspflichtig sind, aber während ihrer selb- 
ständigen Arbeit in der Landwirtschaft als Pflicht- 
mitglieder den landwirtschaftlichen Krankenkassen 
anzugehören haben, und hält es die Bundesregierung 
angesichts der Schwierigkeiten, die sich daraus für 
die Verwaltungen der Krankenkassen und für die 
Beitragsbemessung ergeben, für geboten, eine 
Regelung in der Weise zu treffen, daß der genannte 
Personenkreis entweder auf Dauer der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse oder der landwirtschaftlichen 
Krankenkasse angehören kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 16. Juli 1975 

Die in Ihrer Frage angesprochene Versicherungskonkurrenz zwischen 
der Versicherungspflicht als landwirtschaftlicher Unternehmer einer- 
seits und als vorübergehend versicherungspflichtig beschäftigter Arbeit- 
nehmer andererseits ist der Bundesregierung bekannt. Sie ist auch im 
Erfahrungsbericht der Bundesregierung über die Ausführung des Ge- 
setzes über die Krankenversicherung der Landwirte dargestellt (vgl. 
Drucksache 7/2346 Nr. 4.34, S. 22 f). 
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Über Schwierigkeiten, die sich für die Verwaltungen der Kranken- 
kassen aus dem Wechsel der Mitgliedschaft bei einer landwirtschaft- 
lichen Krankenkasse und einem anderen Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung ergeben sollen, ist der Bundesregierung jedoch 
bisher nicht berichtet worden. Es ist auch nicht erkennbar, welche 
Schwierigkeiten bei der Beitragsberechnung im Falle eines Kassen- 
wechsels entstehen können: ln der allgemeinen Krankenversicherung 
bemißt sich der Beitrag nach dem in der Regel leicht feststellbaren 
Grundlohn und dem Beitragssatz der Kasse, während sich in der land- 
wirtschaftlichen Krankenversicherung die Höhe des Beitrags nach dem 
der landwirtschaftlichen Krankenkasse bekannten Einheitswert oder 
dem Arbeitsbedarf oder einem anderen von der Kassensatzung fest- 
gelegten Maßstab richtet. 

Der Auffassung, der angesprochene Personenkreis sollte entweder 
der einen oder der anderen Kassenart zugewiesen werden, um einen 
häufigen Kassenwechsel zu vermeiden, ist entgegenzuhalten, daß ein 
wiederholter Kassenwechsel auch bei anderen Versicherten der ge- 
setzlichen Krankenversicherung ein treten kann (z. B. wegen Wechsels 
des Beschäftigungsorts oder des Arbeitgebers). Wollte man für die 
landwirtschaftlichen Unternehmer, die zu bestimmten Zeiten auch 
als Arbeitnehmer versicherungspflichtig beschäftigt sind, auf Dauer 
die Mitgliedschaft bei der landwirtschaftlichen Krankenversicherung 
oder bei den Ortskrankenkassen begründen, so würde nicht nur die 
zwischen den beiden Kassenarten aus wohl erwogenen Gründen ge- 
troffene Zuständigkeitsabgrenzung (Unternehmerversicherung-Arbeit- 
nehmerversicherung) ohne zwingenden Anlaß aufgegeben. Es gäbe auch 
für die Versicherten sicherlich unerwünschte Folgen im Leistungsrecht. 
Als Mitglieder der landwirtschaftlichen Krankenversicherung erhielten 
sie bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit kein Krankengeld und 
damit keinen Ersatz für den ausgefallenen Arbeitslohn. Als Mitglieder 
einer allgemeinen Ortskrankenkasse könnte ihnen keine Betriebshilfe 
gewährt werden. 


62. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, von der 
Ermächtigung nach Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Änderung des Handelsgesetzbuches vom 6. Au- 
gust 1953 Gebrauch zu machen und die Erhöhung 
der Vergütungsgrenze für die Zuständigkeit der 
Arbeitsgerichte für Handelsvertreter vorzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 16. Juli 1975 

Die Bundesregierung beabsichtigt, von der Ermächtigung nach Artikel 3 
des Gesetzes zur Änderung des Handelsgesetzbuchs vom 6. August 1953 
(BGBl. I S. 771) Gebrauch zu machen, und die für August die Zustän- 
digkeit der Gerichte für Arbeitssachen maßgebliche Vergütungsgrenze 
der Einfirmen-Handelsvertreter anzuheben. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit die damit im sachlichen Zusammen- 
hang stehende Frage, ob ein Bedürfnis besteht, durch Rechtsverordnung 
nach § 92 a HGB eine untere Grenze der vertraglichen Leistungen des 
Unternehmens an die Einfirmen-Handelsvertreter festzulegen. Die 
Untersuchung wird bis zum Jahresende abgeschlossen sein. Es wird 
vom Ergebnis dieser Untersuchung abhängen, wie hoch die für die 
Zuständigkeit der Gerichte für Arbeitssachen maßgebliche Vergütungs- 
grenze liegen sollte, so daß zur Zeit keine Aussage dazu möglich ist. 


63. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, in welcher Höhe denkt die Bundesregie- 
rung, die künftige Vergütungsgrenze festzusetzen, 
und hat die Bundesregierung die Absicht, ent- 
sprechende Schritte einzuleiten, um die sogenannte 
Streitwertgrenze beim Bundesarbeitsgericht den 
heutigen Einkommensverhältnissen anzupassen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 16. Juli 1975 

Die Bundesregierung hat Bedenken, die Streitwertgrenze für das arbeits- 
gerichtliche Revisionsverfahren in Anpassung an die heutigen Einkom- 
mensverhältnisse zu erhöhen. Dadurch würden die bereits gegen die 
jetzige Regelung bestehenden Bedenken noch verstärkt. Dies zeigt 
sich besonders am Beispiel der Kündigungsschutzprozesse. Bei einer 
Erhöhung der Streitwertgrenze, die, um zu einer Entlastung des Bundes- 
arbeitsgerichts zu führen, erheblich sein müßte, würde nämlich erneut 
der einschränkungslose Zugang zum Bundesarbeitsgericht den besser 
verdienenden Arbeitnehmern Vorbehalten sein. Eine solche Differen- 
zierung des Rechtsschutzes innerhalb der Arbeitnehmerschaft nach der 
Einkommenshöhe würde einem Grundgedanken des Arbeitsrechts auf 
gleichmäßige Behandlung der Arbeitnehmer widersprechen. 

I I ■ 

Sachgerechter erscheint der Bundesregierung eine Gestaltung des 
arbeitsgerichtlichen Revisionsverfahrens, wie sie in dem dem Bundes- 
tag am. 3. April 1973 zugeleiteten Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Rechts der Revision in Zivilsachen und Verfahren vor Ge- 
richten der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit enthalten ist. 
In dem dort vorgesehenen Wegfall der Streitwertrevision und damit 
der Konzentration der Tätigkeit des Bundesarbeitsgerichts auf die 
Entscheidung grundsätzlicher Fragen sieht die Bundesregierung weiter- 
hin den geeigneten Ansatz für eine dauerhafte Regelung des arbeits- 
gerichtlichen Revisionsverfahrens. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


64. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auch im Interesse zur 

Josten Pflege und Erhaltung unseres Liedguts, darauf hin- 

(CDU/CSU) zuwirken, daß bei der Truppe zukünftig wieder 

mehr gesungen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 16. Juli 1975 

Umfragen in den Streitkräften haben ergeben, daß alle Einheiten 
das Singen befürworten und es aktivieren wollen. Als Anlaß zum 
Singen steht in einer hochtechnisierten Truppe wie der Bundeswehr 
nicht mehr so sehr der Marsch im Vordergrund, vielmehr gewinnt 
das zwanglose, spontane Singen an Bedeutung. Dieser Erkenntnis 
trägt das neue Liederbuch für die Bundeswehr Rechnung. Mit der 
Herausgabe von Liedertexten und Notenbeispielen, die vor allem 
auch bei Kompanieabenden, bei Bordfesten, im Biwak und in der 
geselligen Runde gesungen werden, soll das Singen in der Bundes- 
wehr gefördert werden. Dabei wird auch das herkömmliche Soldaten- 
singen, z. B. beim Marsch, nicht vernachlässigt. Im übrigen wird ein 
neuer Weg dadurch beschritten, daß die Truppe demnächst Lehr- 
schallplatten oder Kassetten erhält, um ihr Anregungen für die Er- 
weiterung ihres Lieder-Repertoires zu geben. 

I I ' 

65. Abgeordneter Wann ist mit dem Erscheinen eines neuen Lieder- 

Josten buchs für die Bundeswehr zu rechnen? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 16. Juli 1975 

Ich kann Ihnen mitteilen, daß ich dem Verteidigungsausschuß des 
Deutschen Bundestages mit Schreiben vom 24. Juni 1975 den Ent- 
wurf des neuen Liederbuchs übersandt habe. Der Verteidigungsaus- 
schuß wird sich auf Grund eines Beschlusses in seiner 55. Sitzung am 
21 , Juni 1967 gutachtlich äußern. 

Ich gehe davon aus, daß die ersten Exemplare des Liederbuchs im 
Januar 1976 in der Truppe verteilt werden können. 
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66. Abgeordenter 

Wolfram 

( Recklinghausen) 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die ameri- 
kanische Flugzeugfirma Northrop im Zusammen- 
hang mit Rüstungsgeschäften in der Bundesrepu- 
blik Deutschland an Bundesbedienstete Gelder zur 
Erlangung unerlaubter Wettbewerbsvorteile gezahlt 
hat? 


67. Abgeordneter 

Wolfram 

( Recklinghausen) 
(SPD) 


Bestehen Anhaltspunkte dafür, daß derartige Gelder 
an den Referenten des Bundeskanzlers bzw. Bot- 
schafter Dr. Franz-Josef Bach oder an andere Bun- 
desbedienstete geflossen sind, die eine tatsächliche 
Einflußmöglichkeit auf Rüstungsentscheidungen ge- 
habt hatten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 16. Juli 1975 

Die in meiner schriftlichen Antwort auf die Frage des Abgeordneten 
Gansei (Stenographischer Bericht über die 182. Sitzung, Seite 12 780) 
angekündigte Untersuchung ist noch nicht abgeschlossen. Die ab- 
schließende Prüfung etwaiger Anhaltspunkte für das Vorliegen des von 
Ihnen angesprochenen Sachverhalts obliegt den Strafverfolgungsbe- 
hörden der Bundesländer. Um deren Entscheidung nicht vorzugreifen, 
kann die Bundesregierung zur Zeit keine weitergehende Stellungnahme 
abgeben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


68. Abgeordneter Welchen Betrag zum Abbau des Defizits der Deut- 

Hösl sehen Bundesbahn tragen die beabsichtigten 

(CDU/CSU) Streckenstillegungen in den zum Zonenrandgebiet 

gehörenden Teilen der einzelnen Bundesländer bei, 
und welchen Betrag spart die Deutsche Bundesbahn 
durch die im gesamten Bundesgebiet beabsichtigten 
Streckenstillegungen insgesamt ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 16. Juli 1975 

Die Untersuchungen der Deutschen Bundesbahn bezüglich eines opti- 
malen Netzes sind noch nicht abgeschlossen. Eine Aussage wird erst 
nach Abschluß dieser Untersuchungen möglich sein. 


69. Abgeordneter In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung, die 

Eigen berechtigten Anliegen der Gemeinde Osterrönfeld, 

(CDU/CSU) Kreis Rendsburg-Eckernförde, bei den Straßenbau- 

maßnahmen 1976 — Umgehungsstraße der Ge- 
meinde Osterrönfeld im Bereich der B 202 — zu 
berücksichtigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 16. Juli 1975 

Für den Osterrönfeld betreffenden Teilabschnitt der neuen B 202 
Kiel— Rendsburg ist der Bauentwurf im Oktorber 1974 geprüft und 
gebilligt worden. Zur Zeit läuft das der rechtlichen Sicherung der 
Planung dienende Planfeststellungsverfahren gemäß Bundesfernstraßen- 
gesetz. Die Bundesregierung ist sich des verkehrlichen Nutzens dieses 
Abschnitts für Osterrönfeld bewußt und strebt an, sobald als möglich 
mit Bauarbeiten zu beginnen; ein konkreter Zeitpunkt kann jedoch 
nicht genannt werden. 
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70. Abgeordneter 
Möller 
(Lübeck) 
(CDU/CSU) 


Wie sieht der z. Z. festliegende Termin für die 
Fertigstellung des Ausbaues der B 75 von Lübeck- 
Kücknitz bis Travemünde aus? 


71. Abgeordneter 
Möller 
(Lübeck) 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen müßten gegebenenfalls noch 
von der Hansestadt Lübeck bzw. dem Land Schles- 
wig-Holstein wahrgenommen werden, um einen 
zügigen Ausbau dieser Strecke zu gewährleisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 16. Juli 1975 

Der Vorentwurf für die genannte Neubaustrecke liegt nach Abstim- 
mung zwischen der Straßenbauverwaltung des Landes Schleswig- 
Holstein und der Stadt Lübeck dem Bundesverkehrsministerium zur 
Prüfung und Erteilung des Sichtvermerkes vor; mit der Prüfung ist 
begonnen worden, sie soll in Kürze abgeschlossen sein. Danach wird 
das der rechtlichen Sicherung dienende Planfeststellungsverfahren 
gemäß Bundesfernstraßengesetz durchgeführt. Sobald dieses Verfahren 
abgeschlossen ist, könnte auf Grund der haushaltsmäßigen Voraus- 
setzungen noch im Jahr 1976 mit Bauarbeiten begonnen werden. 

Bekanntlich hat sich der Bund als Baulastträger der neuen B 76 nach 
dem geltenden Eisenbahnkreuzungsrecht finanziell am Überführungs- 
bauwerk der neuen DB-Strecke zum Skandinavienkai beteiligt und 
insofern bereits erste Ausgaben zu Lasten der Bundesfernstraßen- 
maßnahme getätigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


72. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, darauf 
hinzuwirken, daß für Touristen, die in die DDR 
reisen, die Aufenthaltsgenehmigung über bestimmte 
Bezirke hinaus ausgedehnt werden können, und die 
Reisebüros damit diese Ausdehnung auch recht- 
zeitig vor Antritt der Reise verbindlich Zusagen 
können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 8. Juli 1975 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, daß die 
Bewegungsfreiheit für Touristen, die in die DDR reisen, generell auf 
bestimmte Bezirke der DDR eingeengt wird. 

Bei Besichtigungsreisen besuchen die Touristen oft mehrere Städte 
der DDR, die in verschiedenen Bezirken liegen. Individuelle Abwei- 
chungen von der vereinbarten Reiseroute der Gruppe sind bei Be- 
sichtigungsreisen aus organisatorischen Gründen kaum möglich. Hier 
besteht aber kaum ein Unterschied zu den Gepflogenheiten bei Be- 
sichtigungsreisen in anderen Staaten. 

Bei individuellen Einzelreisen in die DDR hat der Tourist die Mög- 
lichkeit, seinen Aufenthaltsort im Rahmen der zur Verfügung stehen- 
den Hotelkapazität frei zu wählen. Touristen stehen in der Regel nur 
deshalb mitunter vor Schwierigkeiten, weil die Hotelkapazität in der 
DDR weitaus geringer ist als in der Bundesrepublik Deutschland oder 
im westlichen und neutralen Ausland. 

Der Tourist, der an einem bestimmten Ort in der DDR einen Hotel- 
platz gefunden hat, kann von dort aus mit dem eigenen Auto oder 
öffentlichen Verkehrsmitteln überall hinreisen, wo auch Bewohnern 
der DDR unbeschränkt der Aufenthalt gestattet wird. 


28 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3894 


73. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 25. Juni 1975 zu, wer als Besucher 
in der „DDR“ einen Fahrausweis für den grenz- 
überschreitenden Verkehr löse, müsse vom 1 . Juli 
1975 an in konvertierbarer Währung zahlen, und 
was hat die Bundesregierung — bejahendenfalls - 
unternommen, bzw. was wird sie unternehmen, um 
die damif verbundene Verschärfung der Auswir- 
kungen des Zwangsumtausches abzuwenden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 16. Juli 1975 

Das Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen hat zu dem in 
Ihrer Frage angesprochenen Komplex am 27. Juni 1975 eine Presse- 
mitteilung zur Information der Reisenden bekanntgegeben, die fol- 
genden Wortlaut hat: 

Am 1. Juli 1975 tritt eine neue DDR-Anordnung über den Verkauf 
von Beförderungsdokumenten (z. B. Eisenbahnfahrkarten, Flugscheine 
u. ä.) an Personen mit Wohnsitz oder ständigem Aufenthalt in einem 
anderen Staat oder in Berlin (West) in Kraft. Hiernach erfolgt der 
Verkauf von Beförderungsdokumenten für den Verkehr mit anderen 
Staaten grundsätzlich gegen Zahlungsmittel konvertierbarer Wäh- 
rungen. Das bedeutet, daß z. B. westdeutsche Reisende, wenn sie in 
der DDR eine Eisenbahnfahrkarte für die Rückreise in das Bundes- 
gebiet lösen wollen, sich darauf einstellen müssen, daß von ihnen 
unter Vorlage der Personalpapiere die Zahlung in DM verlangt wird 
und es für sie nicht möglich ist, ihre Fahrkarte mit Mark der DDR 
zu bezahlen. Es wird daher allen Reisenden, die mit der Eisenbahn 
aus dem Bundesgebiet in die DDR fahren, empfohlen, hier bereits die 
günstigere Hin- und Rückfahrkarte zu lösen. Anderenfalls müßten sie 
genügend DM für die Bezahlung der Rückreise mitnehmen. 

Die Neuregelung gilt nur für den grenzüberschreitenden Verkehr. 
Fahrkarten für Strecken im Gebiet der DDR und Ost-Berlins können 
wie bisher mit Mark der DDR bezahlt werden. 

Die Neuregelung kann zu stärkeren finanziellen Belastungen für die- 
jenigen Reisenden führen, die mit der Eisenbahn fahren und mindest- 
umtauschpflichtig sind. Es ist selbstverständlich, daß die Neuregelung 
Gegenstand von Erörterungen mit der DDR-Regierung sein wird. 


74. 


Abgeordneter 

Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 21. Juni 1975 zu, Ost-Berlin zwinge 
Personen im Rentenalter, die auf Einladung ihrer 
Verwandten eine von diesen bezahlte Besuchsreise 
nach den Vereinigten Staaten antreten, die Reise- 
route unter Umgehung der Westberliner Flughäfen 
zu wählen, und welche Ergebnisse hatten -- be- 
jahendenfalls ~ die von der Bundesregierung darauf- 
hin ergriffenen Maßnahmen, insbesondere ihre Vor- 
stellungen in Ost-Berlin? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 16. Juli 1975 

Bisher flogen im Monat durchschnittlich etwa 20 Bewohner der DDR 
auf Einladung und Kosten ihrer Verwandten oder Bekannten in die 
USA über Westberliner Flughäfen. In den letzten Wochen wurden 
keine derartigen Abflüge mehr registriert; in einigen Fällen kam es 
zu Umbuchungen. Dadurch entstand der Eindruck, daß die DDR 
einen Druck auf ihre Bewohner ausübe, nicht mehr über West-Berlin 
zu fliegen. Inzwischen sind jedoch wieder, wenn auch nur vereinzelt, 
Abflüge von DDR-Bewohnern beobachtet worden. 

Die Bundesregierung verfolgt die Entwicklung mit Aufmerksamkeit. 
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75. Abgeordneter Wem gegenüber und in welcher Weise war die jetzt 
Zoglmann erhobene und zur Vorbedingung für den Abschluß 

(CDU/CSU) eines Kulturabkommens gemachte Forderung Ost- 

Berlins nach Auslieferung von Kulturgütern, die 
Eigentum der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
sind, bereits — und sei es andeutungsweise - vor 
Abschluß des Grundlagenvertrags erwähnt worden, 
und welchen Mitgliedern der Bundesregierung ist 
- bejahendenfalls - eine solche Andeutung damals 
oder später zugänglich gemacht worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 10. Juli 1975 

Hierauf erwidere ich folgendes: Eine offizielle und nachdrücklich 
vorgetragene Forderung der DDR auf Herausgabe von Eigentum der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz ist vor Abschluß des Grundlagen- 
vertrages nicht erhoben worden. 

Indirekt hat der (damalige) Vorsitzende des Ministerrats der DDR, 
Willi Stoph, in einem Bericht über die Begegnung von Kassel bei der 
13. Tagung des ZK der SED am 10. Juni 1970 auf die Bestände der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz Bezug genommen: ,, Nicht in diese 
finanziellen Forderungen (sogenannte ,,100 Milliarden-Forderung der 
DDR“) einbezogen ist beispielsweise der Anspruch auf Herausgabe 
der der DDR gehörenden Kulturgüter im Werte von mehreren Milliarden 
Mark, darunter viele von kulturhistorisch unschätzbarem Wert, die 
teilweise gestohlen oder während des Krieges nach Westdeutschland 
verlagert und dort bis heute entgegen anerkannten Prinzipien des 
Völkerrechts zurückgehalten werden. Über alle Forderungen der DDR 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland liegt bei uns eine exakte 
Rechnung vor, und wir werden bei passender Gelegenheit auf sie 
zurückkommen.“ 

Bei den Verhandlungen über den Grundlagenvertrag wurde die Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz erwähnt. Von der Delegation der Bundes- 
republik Deutschland ist dabei erwidert worden, daß das Eigentum 
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz kein Thema für Verhandlungen 
mit der DDR ist. Somit haben zumindest die Ressorts, die an den 
Verhandlungen beteiligt waren, Kenntnis von diesem Vorgang gehabt. 


76. Abgeordneter In welcher Form wird die Gebietshoheit über die 
Dr. Wittmaim unterirdische U-ßahnwendeanlage der Ostberliner 
(München) BVG auf dem Gebiet des ehemaligen Potsdamer 

(CDU/CSU) Bahnhofs im einzelnen ausgeübt, und ist deren Aus- 

übung jederzeit sichergestellt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 16. Juli 1975 

Die Gebietshoheit über die unterirdische U-Bahnanlage im Gebiet 
des ehemaligen Potsdamer Bahnhofs geht auf Grund des Gebietsaus- 
tauschvertrags vom 21. Juli 1972 erst am 21. Juli 1975 auf das Land 
Berlin über. Von diesem Zeitpunkt ab ist es Angehörigen der Polizei-, 
Justiz- und vergleichbaren Organe aus Ostberlin nicht mehr erlaubt, 
die unterirdische U-Bahnanlage zu betreten. Demgegenüber ist es von 
diesem Zeitpunkt an das selbstverständliche Recht der Exekutivorgane 
des Senats von Berlin und der Alliierten Schutzmächte, die U-Bahn- 
anlage im Bedarfsfall zu betreten und die jeweils erforderlichen Hand- 
lungen vorzunehmen. Besonderer Vorkehrungen für die Ausübung 
der Gebietshoheit bedarf es nicht. Es besteht kein Zweifel daran, daß 
die Staatsgewalt auf diesem Gebiet ebenso wie in den gesamten West- 
sektoren Berlins entsprechend den jeweiligen Situationen ausgeübt 
werden kann. 


30 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3894 


Geschäftsbereich des Bundesmiiüsters für 
Forschung und Technologie 


77. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach das ßundes- 
ministerium für Forschung und Technologie die 
Stadt Langen (Kreis Offenbach/Main) als weiteren 
Standort für einen ,,Zwei-Weg-Kabelfernseh“-Groß- 
versuch ausgewählt haben soll, ohne Absprache mit 
der betroffenen Stadt zu treffen? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 15. Juli 1975 

Bei der Standortwahl für ein Versuchsobjekt Zwei-Weg-Kabelfernsehen 
wurde auch Langen als mögliche Alternative in Erwägung gezogen. 
In diesem Zusammenhang fanden — , im Gegensatz zu den von Ihnen er- 
wähnten Pressemeldungen — Gespräche zwischen Vertretern des Bun- 
desministeriums für das Post- und Fernmeldewesen, des Bundesmi- 
nisteriums für Forschung und Technologie und der Stadtverwaltung 
Langen statt. 

Es trifft nicht zu, daß außer dem Versuchsprojekt Zwei-Weg-Kabel- 
fernsehen in Kassel ein weiteres ähnliches Projekt in Langen von der 
Bundesregierung geplant wird. 


78. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
die bisher bekannt gewordenen Städte für die 
geplanten Großversuche mit lokalem Kabelfern- 
sehen den Eindruck erwecken könnten, daß das 
Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie für diese Experimente Städte ausgesucht hat, 
in denen es starke Lokalzeitungen, — im Falle von 
Kassel die „Hessische/Niedersächsische Allgemeine“ 
und im Falle von Langen die ,, Offenbach-Post“ —, 
gibt? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 15. Juli 1975 

Für die Bundesregierung ist die Existenz einer starken Lokalzeitung 
in Kassel kein Entscheidungsgrund, sich an dem beabsichtigten Ver- 
suchsprojekt in Kassel zu beteiligen. Die Auswahl des Standorts traf 
im übrigen nicht der Bundesminister für Forschung und Technologie 
allein. Hierfür war vielmehr ein Konsens aller am Projekt beteiligten 
Stellen, also der Stadt Kassel, der Hessischen Landesregierung, des 
Hessischen Rundfunks sowie der beteiligten Bundesressorts erfor- 
derlich. 


Geschäftsbereich des Bundesmiiüsters für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


79. Abgeordneter 

Dr. Blüm 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die beabsichtigte 
Verlegung der Zentrale des Deutschen Entwicklungs- 
dienstes (DED) von Bonn-Bad Godesberg nach 
Berlin zu überprüfen mit Rücksicht darauf, daß sich 
der Bediensteten nicht bereit erklärt haben, bei 
der Verlegung ihren Wohnsitz zu wechseln und hier- 
durch die Funktionsfähigkeit des DED in Frage 
gestellt ist? 
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Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 17. Juli 1975 

Die Zusammenlegung aller Einrichtungen des Deutschen Entwick- 
lungsdienstes soll 

— die Kommunikationswege im Deutschen Entwicklungsdienst ver- 
kürzen, Geschäftsabläufe rationalisieren und dadurch Aufwand 
und Leistung der Organisation in ein noch besseres Verhältnis 
bringen, 

— durch Vereinigung mit der Vorbereitungsstätte die Ausbildung 
der Entwicklungshelfer verbessern, 

— den Deutschen Entwicklungsdienst auf längere Sicht wirtschaft- 
licher unterbringen als dies in den bisherigen, verstreut angemiete- 
ten Gebäuden möglich war. 

Die notwendigen haushaltsrechtlichen Voraussetzungen zur Durch- 
führung dieser Ziele liegen vor. 

Wie mit jeder Rationalisierung werden auch mit der Zusammenfas- 
sung des Deutschen Entwicklungsdienstes in Berlin Anlaufschwie- 
rigkeiten verbunden sein. Insgesamt werden jedoch die Vorteile der 
Konzentration überwiegen. Dies hat sich u. a. auch bei der Zusam- 
menlegung der verschiedenen Abteilungen der Arbeitsgemeinschaft 
für Entwicklungshilfe e. V. in Köln bestätigt. 


80. Abgeordneter Was will die Bundesregierung für den Fall der Auf- 
Dr. Blüm rechterhaltung des Verlegungsbeschlusses konkret 

(CDU/CSU) unternehmen, um sowohl die Funktionsfähigkeit 

des DED bei Ausscheiden von ^3 der Mitarbeiter 
zu gewährleisten als auch soziale Nachteile für 
diese Mitarbeiter zu vermeiden, die sich aus fami- 
liären und sonstigen Gründen außerstande sehen, 
ihren Wohnsitz gleichfalls zu verlegen? 

Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 17. Juli 1975 

Die Funktionsfähigkeit des Deutschen Entwicklungsdienstes wird 
— von Anlaufschwierigkeiten abgesehen — keine Beeinträchtigung 
erfahren. 

Bereits früher ist den Mitarbeitern des Deutschen Entwicklungs- 
dienstes Hilfe zugesagt worden, soweit sie rechtlich und tatsächlich 
möglich ist. Derzeit wird ein Plan, den dazu der Betriebsrat des Deut- 
schen Entwicklungsdienstes der Geschäftsleitung vorgelegt hat, in den 
zuständigen Gremien beraten. 


Bonn, den 29. Juli 1975 
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